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DAR Deutsches Autorecht 
DB Der Betrieb 
Diss. Dissertation 
DM Deutsche Mark 
DRiZ Deutsche Richterzeitung 
DSWR Datenverarbeitung in Steuer, Wirtschaft  und Recht 
DuD Datenschutz und Datensicherheit 
e. V. eingetragener Verein 
EG Europäische Gemeinschaft 
EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 
EGV Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
Einf. Einführung 
Einl. Einleitung 
EMRK Europäische Menschenrechtskonvention 
EU Europäische Union 
EuGH Europäischer Gerichtshof 
EVertr Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-

schen Demokratischen Republik über die Herstellung der Einheit 
Deutschlands (Einigungsvertrag) 

EWR Europäischer Wirtschaftsraum 
f. folgende (Seite) 
ff.  folgende (Seiten) 
Fn. Fußnote 
Frhr. Freiherr 
FS Festschrift 
FuR Film und Recht 
GA Goltdammer's Archiv für Strafrecht 
GebrMG Gebrauchsmustergesetz 
gem. gemäß 
GEMA Gesellschaft für musikalische Aufführungs-  und mechanische Ver-

vielfältigungsrechte 
GenG Gesetz betreffend  die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
GeschmMG Geschmacksmustergesetz 
GewA Gewerbearchiv 
GewO Gewerbeordnung 
GG Grundgesetz 
GjSM Gesetz über die Verbreitung jugendgefährdender  Schriften und Me-

dieninhalte 
GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
GmbHG Gesetz betreffend  die Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
GRU1 Int. gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht, internationaler Teil 
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GRUR 
GÜFA 

GVG 
GWB 
h.M. 
H. 
Halbbd. 
HGB 
hrsg. 
Hs. 
i.E. 
i.S. 
i.S.v. 
i.V.m. 
IFPI 

IuR 
JA 
Jg. 
JGG 
JK 
JR 
Jura 
jur-PC 
JuS 
JW 
JZ 
K. 
K & R 
Kap 
KG 
KJ 
KrWaffG 
KUG 

I. 
LG 
LK 
LM 
LMBG 

LP 
LPG 
LUG 

gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht 
Gesellschaft zur Übernahme und Wahrnehmung von Filmauffüh-
rungsrechten mbH 
Gerichtsverfassungsgesetz 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
herrschende Meinung 
Heft 
Halbband 
Handelsgesetzbuch 
herausgegeben 
Halbsatz 
im Ergebnis 
im Sinne 
im Sinne von 
in Verbindung mit 
International Federation of Producers of Phonograms and Video-
grams 
Informatik und Recht 
Juristische Arbeitsblätter 
Jahrgang 
Jugendgerichtsgesetz 
Karteikarten der Zeitschrift  Jura 
Juristische Rundschau 
Juristische Ausbildung 
jur-PC (Zeitschrift) 
Juristische Schulung 
Juristische Wochenschrift 
Juristenzeitung 
Kapitel 
Kommunikation & Recht (Zeitschrift) 
Kapitel 
Kammergericht 
Kritische Justiz 
Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen 
Gesetz betreffend  das Urheberrecht an Werken der bildenden Küns-
te und der Photographie von 1907 
links 
Landgericht 
Leipziger Kommentar 
Lindenmaier-Möhring, Nachschlagewerk des BGH 
Gesetz über den Verkehr mit Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, 
kosmetischen Mitteln und sonstigen Bedarfsgegenständen (Lebens-
mittel- und Bedarfsgegenständegesetz) 
Langspielplatten 
Landespressegesetz 
Gesetz betreffend  das Urheberrecht an Werken der Literatur und der 
Tonkunst 
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m. mit 
m. w. N. mit weiteren Nachweisen 
MarkenG Markengesetz 
mdl. mündlich 
Mio. Million/Millionen 
Mitt. Mitteilungen der deutschen Patentanwälte 
MMR MultiMedia und Recht · Zeitschrift  für Information, Telekommuni-

kation und Medienrecht 
NJW Neue Juristische Wochenschrift 
NJW-CoR Neue Juristische Wochenschrift  · Computerreport 
Nr. Nummer 
NStE Neue Entscheidungssammlung für Strafrecht 
NStZ Neue Zeitschrift  für Strafrecht 
NVwZ Neue Zeitschrift  für Verwaltungsrecht 
NZV Neue Zeitschrift  für Verkehrsrecht 
o. ä. oder Ähnliches 
OLG Oberlandesgericht 
OWiG Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
PatAnwO Patentanwaltsordnung 
PatG Patentgesetz 
PatO Patentanwaltsordnung 
r. rechts 
RBÜ (revidierte) Berner Übereinkunft  zum Schutz von Werken der Lite-

ratur und Kunst 
RDV Recht der Datenverarbeitung 
RG Reichsgericht 
RGB 1. Reichsgesetzblatt 
RGSt Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen 
RGZ Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen 
RiStBV Richtlinien für das Straf-  und Bußgeld verfahren 
Rn. Randnummer 
S. Satz/Seite 
s. siehe 
SchriftwerkeG Schriftwerkegesetz 
SGRUM Schriften zum gewerblichen Rechtsschutz, Urheber- und Medien-

recht 
SK Systematischer Kommentar 
sog. sogenannt 
SortSchG Sortenschutzgesetz 
Sp. Spalte 
st. Rspr. ständige Rechtsprechung 
StA Staatsanwaltschaft 
StGB Strafgesetzbuch 
StPO Strafprozessordnung 
StV Strafverteidiger 
Tab. Tabelle 
TDG Teledienstegesetz 
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TRIPS Trade Related Aspects of Intellectual Property Rights 
Tz. Textziffer 
u. und 
u. a. unter anderem/und andere 
UFITA Archiv für Urheber-, Film- und Theaterrecht 
UrhG Urheberrechtsgesetz 
UrhWG Gesetz über die Wahrnehmung von Urheberrechten und verwandten 

Schutzrechten (Urheberrechtswahrnehmungsgesetz) 
Urt. Urteil 
UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
v. von, vom 
vgl. vergleiche 
Vorbem. Vorbemerkung 
VRS Verkehrsrechts-Sammlung 
WaffG  Waffengesetz 
WIPO World Intellectual Property Organisation 
WissR Wissenschaftsrecht 
wistra Wirtschaft  · Steuer · Strafrecht 
WRP Wettbewerb in Recht und Praxis 
WUA Welturheberrechtsabkommen 
WZG Warenzeichengesetz 
z. zur, zum 
z.B. zum Beispiel 
Ziff.  Ziffer 
ZPO Zivilprozessordnung 
ZRP Zeitschrift  für Rechtspolitik 
ZStW Zeitschrift  für die gesamte Strafrechtswissenschaft 
ZUM Zeitschrift  für Urheber- und Medienrecht/Film und Recht 



Kapitel  1 

Einleitung 

Vor fast einem Vierteljahrhundert, im Jahr 1976, erschien Webers 1 Habilitations-
schrift  über die Strafvorschriften  des Urheberrechts. Inzwischen aber legt eine Viel-
zahl von Faktoren eine neue umfangreiche Abhandlung zu diesem Thema nahe: 

Neben den einschlägigen Vorschriften  des UrhG, die in der Zeit seit der Verab-
schiedung des Gesetzes im Jahr 1965 mehrfach geändert wurden, hat sich vor allem 
auch das Umfeld der Vorschriften  gewandelt. Parallel zur technischen Entwicklung 
sind Kriminalitätsformen aufgetreten, die früher  von keinem erwartet wurden. Zu 
wenig Beachtung haben vor allem die Phänomene der Marktabhängigkeit der Kri-
minalität und der Funktionalisierung des strafrechtlichen  Schutzes gefunden. 

Keine befriedigende Lösung hat bislang im Urheberstrafrecht  die Dogmatik hin-
sichtlich der Einwilligung gefunden. Ich möchte insofern einen neuartigen Lö-
sungsansatz vorschlagen. 

Neuerungen betreffen  ferner  die Strafzwecklehre.  Ich meine, insofern eine neue 
Kategorie von Strafzwecken ausmachen zu können: die funktionalen Strafzwecke. 
Bei genauerer Betrachtung stellt sich hier heraus, dass das Strafrecht  in weiten Tei-
len zur Umgehung des deutschen Zivilprozessrechts benutzt wird. 

Ferner ist der Bereich des internationalen Rechts in der Habilitationsschrift  We-
bers 2 fast vollständig ausgespart. Zwar ist inzwischen eine Reihe von Aufsätzen 
hierzu veröffentlicht  worden, doch erscheint mir die Einbindung in eine Monografie 
sinnvoll. 

In den vergangenen Jahren sind in wohl keinem anderen Rechtsgebiet so viele 
Fehlentscheidungen ergangen wie im Bereich des Urheberstrafrechts.  So über-
rascht es, mit welcher Leichtigkeit Strafgerichte  die Werkeigenschaft  nach § 2 
Abs. 2 UrhG bejaht und dadurch falsche Urteile gefällt haben.3 Katzenberger  weist 
darauf hin, dass Straf-  und Zivilgerichte häufig unter Missachtung der §§ 120ff. 

1 Weber , Der strafrechtliche  Schutz. 
2 Weber , Der strafrechtliche  Schutz, S.215. 
3 Ebenso: Heinrich , Die Strafbarkeit,  S. 264, unter Hinweis auf die Diskrepanz von: LG 

Wuppertal CR 1987, 599, 600 und BGHZ 94, 276 („Inkassoprogramm"); ähnlich: Etter , CR 
1988, S.680 u. CR 1990, S.407; v. GravenreutK  CR 1991, S.37 u. CR 1993, S.297, unter Hin-
weis auf: AG Berlin-Tiergarten CR 1993, 297; Lehmann/Schneider , RDV 1991, S. 30; vgl. 
auch: AG Velbert CR 1988, 680; unverständlich insofern:  Stenger,  Kriminalistik 1989, S.479. 
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UrhG den Schutz ausländischer Computerspiele als Laufbilder bejahten und Fehl-
urteile fällten.4 Auch sei übersehen worden, dass bei Laufbildern das private Ko-
pieren grundsätzlich zulässig ist.5 Überdies existiert zu vielen Fragen des materiel-
len Rechts fast gar keine Rechtsprechung. Dies liegt häufig nicht daran, dass sich 
keine rechtlichen Probleme stellen, sondern daran, dass die einschlägigen Proble-
me übersehen werden. 

Schließlich halte ich einige Vorschriften  des Urheberstrafrechts  für verfassungs-
widrig oder meine jedenfalls, dass eine verfassungskonforme  Auslegung geboten 
ist. Dieser Aspekt des Urheberstrafrechts  ist in der Vergangenheit zu kurz gekom-
men. 

Ich habe versucht, die Rechtsprechung und Literatur zum Urheberstrafrecht  seit 
dem Erlass des UrhG im Jahr 1965 vollständig einzuarbeiten. Jeder kommt zu Wort. 
Alle Standpunkte und Argumente werden wiedergegeben. Gleichwohl ließ sich eine 
Begrenzung der Darstellung nicht vermeiden. Diese betrifft  folgende Aspekte: 

Die zivilrechtlichen Grundlagen des Urheberrechts werden nur angesprochen, so-
weit die Vollständigkeit der Darstellung es erfordert.  Dies ist meist dann der Fall, 
wenn strafrechtliche  und zivilrechtliche Begriffe  inhaltlich übereinstimmen. Dabei 
ist die unüberschaubare zivilrechtliche Literatur jeweils nur pauschal eingearbeitet. 
Denn Rückschlüsse auf die urheberstrafrechtliche  Rechtslage sind ohnehin nur ein-
geschränkt möglich. 

Auch strafrechtliche  Grundlagenstreitigkeiten spreche ich nur dann an, wenn sie 
im Urheberstrafrecht  zu unterschiedlichen Ergebnissen führen. Doch selbst dann er-
folgt eine Beschränkung auf die Rechtsprechung und die wichtigste Literaturmei-
nung. Dies gilt auch in dem Fall, dass die Ausführungen sich in spezifisch urheber-
strafrechtlicher  Literatur finden.6 Einen Sonderfall  stellt die Arbeit Kirchers 7 zur Irr-
tumslehre im Urheberstrafrecht  dar. Wegen der Fülle der dortigen Beispiele, wegen 
der partiellen Wiederholungen in grundsätzlichen Dingen, und weil ich es für sinn-
voll halte, jüngere Entwicklungen im Bereich der Irrtumslehre intensiver zu berück-
sichtigen, stelle ich Kirchers  Arbeit stark gekürzt dar. 

Delikte außerhalb des Urheberrechts werden völlig ausgespart. Dies gilt selbst 
dann, wenn sie regelmäßig bei Urheberrechtsverletzungen verwirklicht werden. 

Auch auf Problemstände, die sich durch Gesetzesänderungen oder durch eine Än-
derung der RiStBV erledigt oder verändert haben, gehe ich grundsätzlich nicht ein. 

4 Katzenberger,  Gewerblicher Rechtsschutz, S. 1437 u. GRU1 Int. 1992, S.513ff. 
5 Katzenberger,  Gewerblicher Rechtsschutz, S. 1437; vgl. hierzu auch: Lehmann/Schneider, 

RDV 1991, S. 30; Moewes/Koch,  S.39f. 
6 Vgl. insbesondere die detaillierten Ausführungen von Weber,  Der strafrechtliche  Schutz, 

S. 321 ff.  u. S. 339ff.  zur Abgrenzung von Täterschaft  und Teilnahme und Lauer,  S. 61 ff.  zur 
Einordnung von Irrtümern über Blankettmerkmale. 

7 Kircher,  S. 1 ff. 
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Allenfalls dann, wenn ich ein Argument auf die neue Rechtslage für übertragbar hal-
te, wird es genannt. Gleiches gilt für Ansichten, die lediglich vor der Verabschie-
dung des UrhG im Jahr 1965 geäußert wurden. 

Zu den Rechtstatsachen im Bereich des Urheberstrafrechts  ist eine Fülle von Li-
teratur erschienen.8 Hier hielt ich es für sinnvoll, stark zu kürzen. Vieles erscheint 
hier aus historischer Distanz ohnehin klarer. 

Auch bei den rechtspolitischen Vorschlägen zitiere ich nicht die gesamte veröf-
fentlichte Literatur. Dies hängt damit zusammen, dass die wissenschaftliche Diskus-
sion im Urheberstrafrecht  von Anfang an eine starke reformerische  Komponente 
hatte.9 Über lange Zeit gab fast jeder Autor seine Wünsche hinsichtlich der §§106 ff. 
UrhG zum besten. Viele Vorschläge haben sich ohnehin inzwischen durch Gesetzes-
änderungen erübrigt. 

Am problematischsten erscheint mir, dass in dieser Abhandlung die geschichtli-
chen Grundlagen des Urheberstrafrechts  fast völlig ausgeklammert werden. Im Sin-
ne Rüthers 10 bin ich mir durchaus der Gefahr eines derartigen „methodischen Blind-
fluges" bewusst; auch stimme ich Rüthers  zu, wenn er schreibt, „geschichtsblinde 
Juristen sind gefährlich".  Ich hoffe, dass der Leser trotz der Aussparung der ge-
schichtlichen Grundlagen die Relativität der Rechtsinhalte nicht aus den Augen ver-
liert. Immer dann, wenn ich die geschichtlichen Grundlagen für die heutige Ausle-
gung einer Vorschrift  für erforderlich  hielt, habe ich darauf hingewiesen. Zudem 
mag die Aussparung der Rechtsgeschichte damit entschuldigt werden, dass hierzu 
bereits einige aktuelle Einzeluntersuchungen existieren. Vor allem sei insofern auf 
die Darstellung von Lampe/Wölker 11 verwiesen. Ein Abriss der geschichtlichen Ent-
wicklung, vor allem der Gesetzgebungsgeschichte, findet sich bei Weber. 11 Haßu 

stellt im Kommentar Schrickers  vor allem die Entwicklung der Gesetzgebung seit 
dem Jahr 1965 vor. Die Entwicklung im Bereich der bildenden Künste und des § 107 
UrhG haben Katzenberger 14 und Sieg 15 recht ausführlich beschrieben. Den Bereich 
der Musik hat Fuchs 16 behandelt. Schließlich findet sich auch eine kurze geschicht-
liche Darstellung bei v. Gravenreuth 11. 

8 Vgl. etwa die dichte Folge sich häufig gegenseitig zitierender Arbeiten im Bereich des Mu-
sikdiebstahls: Kann  (1995); Nick,  Musikdiebstahl (1979); Rochlitz,  Der strafrechtliche  Schutz 
(1987); Sternberg-Lieben,  Musikdiebstahl (1985). 

9 Ebenso: Schricker-Haß,  Urheberrecht, vor §§ 106 ff.  UrhG. 
10 Rüthers,  S. 1249 ff.,  bezugnehmend auf: Larenz/Canaris. 
11 Lampe/Wölker,  S. 141 ff. 
12 Weber,  Der strafrechtliche  Schutz, S. 12ff. 
13 Gesetzgebung seit 1965: Schricker-Haß,  Urheberrecht, vor § 106 UrhG. 
14 Katzenberger,  GRUR 1982, S. 715 ff. 
15 Sieg,  Das unzulässige Anbringen, S.67ff. 
16 Fuchs,  S. 1 ff. 
17 v. Gravenreuth,  Das Plagiat, S. 1 ff. 


